EAP 004-1/37/02-2003 En;

Sitzung der Gemeindevertretung;

N I E D E R S C H R I F T

aufgenommen anlässlich der durch Einzelladungen vom 13.03.2003 einberufenen 

37. Sitzung der Gemeindevertretung am 21. März 2003 um 17.00 Uhr im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Gemeinde Henndorf am Wallersee.

Anwesend:
Für die Österreichische Volkspartei:
Bürgermeister Rupert Eder, GR Johann Ebner, GR Theresia Fletschberger, GV Johann Sommerer, GV Johann Schwaiger, GV Maria Paar, GV Horst Göttlich, GV Johann Riedl;

Für die Sozialdemokratische Partei Österreichs:
Vizebgm. Walter Seidl, GR Herbert Thalhammer, GV Dorothea Aberger, GV Mag. Hildegard Eisl, GV Ing. Helmut Aschenberger;

Für die Freiheitliche Partei Österreichs:
GR Johann Kaindl, GR Franz Brandstätter, GV Johann Strumegger;

Für das Liberale Bürgerliche Henndorf: 

GV Friedrich Weyrich ab TOP 3.)

Nicht anwesend: GR Dr. Wolfgang Leinberger, GV Franz Ortner, GV Ing. Bernhard Joham, GV Siegfried Düh, GV Friedrich Weyrich bis TOP 3.) – alle entschuldigt; 

Schriftführerin: VB Monika Enhuber;

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2. Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der
Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee;

3. Bericht und Anträge des Ausschusses für Schule, Kindergarten Soziales und Kultur – Beratung und Beschluss;

4. Bericht und Anträge des Ausschusses für Dorfgestaltung und Verkehr;

5. Errichtung eines Geh- und Radweges Hankham-Eggerberg – Beratung und Beschluss;

6. Übernahme von Bundes- und Landesstraßen – Beratung und Beschluss;

7. Grundverkauf Pz. 2165/5 KG Henndorf – Beratung und Beschluss;

8. Wasserverband Plainfeld- zukünftige Beteiligung – Beratung und Beschluss;

9. Subventionsansuchen Trachtenmusikkapelle Henndorf – Beratung und Beschluss;

10. Information über Beschlüsse der Gemeindevorstehung;

11. Allfälliges.

zu 1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bürgermeister Eder eröffnet um 17.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

zu 2.) 
Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee:

Keine vorliegenden Anträge

zu 3.)
Bericht und Anträge des Ausschusses für Schule, Kindergarten Soziales und Kultur – Beratung und Beschluss;

Der Ausschuss für Schule, Kindergarten Soziales und Kultur hielt am 11.3.2003 eine Sitzung mit folgender Tagesordnung ab:

1) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2) Kindergartentarife 2003/2004 - Beratung;

3) Volksschule - Diverses;

4) Hauptschule - Diverses;

5)
Allfälliges;

N I E D E R S C H R I F T

Erledigung:

zu 1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Vizebürgermeister Walter Seidl eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest.

zu 2.)

Kindergartentarife 2003/2004 - Beratung:

Vizebürgermeister Seidl berichtet über die derzeitigen Gebühren und stellt die neuen Gebühren für das Kindergartenjahr 2003/2004 (ab September 2003) zur Diskussion. Ebenfalls beraten werden die Gebühren für die altersgemischte Schulkindgruppe und der Tarif für den Mittagstisch.

Nach eingehender Beratung wird der Gemeindevertretung einstimmig folgender Vorschlag zur Diskussion und Beschlussfassung unterbreitet:

Kindergartengebühr in EURO
Netto
Mwst.
Brutto

Satz

1 Kind monatlich


69,50
2 Kinder aus einer Familie, pro Kind u. Monat

55,--

je weiterem Kind aus einer Familie
frei
frei
Sozialtarif:

· Alleinerzieher - nachw. Nettoeinkommen 


von unter € 1.000,-- pro Kind/Monat


55,--
· Familien - nachw. Nettoeinkommen von


unter € 1.200,-- pro Kind/Monat


55,--
Gebühr Spielgruppe pro Kind und Monat


22,--
Kindergartenbus pro Kind und Monat


25,--
Mittagstisch pro Tag



1,70

Ferienbetreuung/Woche


25,--

-----------------------------------------------------------------------------------------------

Altersgemischte Schulkindgruppe


60,50

Mittagstisch pro Tag



1,70

-----------------------------------------------------------------------------------------------

Diskussionsvorschlag:

Allgemeine Zahlscheingebühr bei keinem Abbuchungsauftrag
1,--
Zur Zahlscheingebühr wird diskutiert, ob diese eingeführt werden soll. Ab September könnte das für die privatrechtlichen Tarife wie eben der Kindergartenbeitrag eingeführt werden. Dies soll im Kindergarten bei der Einschreibung und durch Anschlag bekannt gegeben werden.

Vizebürgermeister Seidl berichtet über die Klage der Kindergartenleiterin, dass einige Kinder sehr unpünktlich abgeholt werden. Hier sollte das nicht zur Gewohnheit werden. Er nennt ein Beispiel in Bayern, wo für eine Überziehung der Kindergartenzeit € 1,50 verlangt wird. Hier könnten Überlegungen angestellt werden, die einem Missbrauch entgegenwirken. Eventuell könnten auch in der Kindergartenordnung festgehalten werden, Maßnahmen zu setzen und Konsequenzen, auch in Form von höheren Tarifen, festzulegen. Ein Merkblatt soll verfasst werden und mit der Kindergartenleiterin abgesprochen werden.

Die Maßnahmen müssen unbedingt mit der Kindergartenleitung abgestimmt werden.

GV Ing. Aschenberger möchte wissen wie der Sozialtarif gestaffelt wird. 

Er weist auch auf die Schwierigkeiten hin, die in Bezug auf die zeitgerechte Abholung der Kinder besteht. 

Herr GR Ebner hat den Vorschlag, in Form einer Broschüre den neuen Namen unserer Schule den Kindern näher zu bringen. 

GR Herbert Thalhammer sagt, dass die Disziplin der Abholung der Kindergartenkinder durch Aushang oder ein Schreiben an die Eltern eingemahnt werden soll. 

GV Ing. Aschenberger gratuliert Frau GV Paar zur Organisation des Gesundheitstages, der am letzten Sonntag stattgefunden hat. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, die vorgeschlagenen Kindergartentarife für das Kindergartenjahr 2003/2004 festzulegen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
zu 3.)
Volksschule - Diverses:
Vizebürgermeister Walter Seidl bringt den Wunsch eines Überbaues einer Terrasse zur Kenntnis. Er weist aber auch darauf hin, dass ab Herbst eine Klasse weniger sein wird und seiner Meinung nach sollte die Schülerentwicklung abgewartet werden sollte.

Laut Bürgermeister Eder sind derzeit die Räumlichkeiten in der Volksschule schon beengt, allerdings ist die Schülerentwicklung rückläufig und daher muss man sich das genau anschauen.

Auch der Ausschussvorsitzende schließt sich dem an.

Bürgermeister Eder glaubt, dass ein Raum der Hauptschule durchaus frei werden könnte und an die Volksschule abgetreten werden könnte.

GV Riedl erwähnt, dass genau das sicher zu hinterfragen wäre, zumal anscheinend der neu errichtete Konferenzraum der Hauptschule nicht für seinen vorgesehenen Zweck genutzt wird und man sich daher in Zukunft jede Investition sehr genau anschauen muss, bevor viel Geld verbaut wird.

Vizebürgermeister Seidl resümiert und stellt fest, dass man derzeit einem Ausbau nicht nahe tritt. Es müssen erst die anderen Möglichkeiten ausgelotet werden, die eine kostengünstigere Lösung darstellen.

zu 4.)
Hauptschule - Diverses:

Vizebürgermeister Seidl hat seitens der Direktorin großes Lob für den Umbau durch die Gemeinde bekommen. Vor allem von auswärts kommen sehr positive Rückmeldungen, diese betreffen zumeist den Betrieb der Musikhauptschule. Der Umbau hat sich laut Frau Direktor Haimerl bestens bewährt.

Die Beschriftung der Schule mit dem nunmehrigen Namen „Franz-Stelzhamer-Schule“ fehlt noch, diese soll noch erfolgen.

Die Stelzhamer-Statue ist vor dem Aufstellen in der Schule vollkommen saniert worden. 

Laut Bürgermeister kümmert sich um die Beschriftung die Frau Direktor und beauftragt direkt einen Maler mit der Arbeit.

GR Dr. Leinberger regt weitere Akzente an, die auf den Namensgeber der Schule  hinweisen und eine Verbindung zu unserem Ort und unserem Land hergestellt werden kann. Seiner Meinung nach sollten solche Aktivitäten in der Schule durchgeführt werden.

Vizebürgermeister Seidl fände das ohnehin als eine Selbstverständlichkeit an, nachdem der Wunsch der Namensgebung auch seitens der Schule gekommen ist. Er wird das aufgreifen und in der nächsten Sitzung gemeinsam mit den Direktorinnen behandeln.

Er weist auf ein Theaterstück hin, das heute und morgen in der Schule aufgeführt wird und sehr positiv angenommen wird.

GV Ing. Aschenberger fragt GV Johann Riedl wie die Wortmeldung in Bezug auf die Benützung des Konferenzzimmers zu verstehen war.

Herr GV Johann Riedl antwortet, dass lt. seinen Informationen die Konferenzen nicht im neuen Konferenzzimmer stattfinden sondern in der Bücherei. Er findet dies nicht ganz korrekt, denn eine der Begründungen für die Vergrößerung des Konferenzzimmers war der Platzmangel bei den Konferenzen.

Herr Vizebgm. Seidl erklärt, dass dies der Fall ist. Es wird festgehalten, dass das ein schulorganisatorisches Problem ist. Allerdings ist es schon sehr verwunderlich, da die Gemeinde eine ganze Menge Geld für den Umbau bereitgestellt hat. 

zu 5.)
Allfälliges:
Vizebürgermeister Seidl weist auf den Gesundheitstag hin, der kommenden Sonntag stattfindet.

Ebenfalls erinnert er an das Frühjahrskonzert der Trachtenmusikkapelle, das am Samstag stattfindet und macht in diesem Zusammenhang auf die positive Entwicklung in der örtlichen Musikkapelle aufmerksam.

Bis zur Vorstandssitzung im April kommen Vorschläge einer künstlerischen Gestaltung der Wand im Sitzungssaal des Gemeindeamtes.

4.)
Bericht und Anträge des Ausschusses für Dorfgestaltung und Verkehr;

Der Ausschuss für Dorfgestaltung und Verkehr hielt am 13.3.2003 eine Sitzung mit folgender Tagesordnung ab:

1) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;
2) Verkehrsangelegenheiten – Problembereiche, Bürgeranregungen – Beratung und Beschluss:


a) Kurzbericht B1 – Ausschusssitzung vom 24.2.2003;

b) Aufstellung Verkehrsspiegel - Ausfahrt Caspar-Moser-Gasse, Ausfahrt Berger, Friembichlweg/Bergstraße und Richard-Mayr-Allee/Altentannstraße;


c) Ortsgebiet Hankham – Versetzung Ortstafel, Überholverbot;

3) Dorfgestaltung

a) Aufstellung von Werbetafeln mit Wechselbildern an diversen Standorten

4) Allfälliges;

Erledigung:

zu 1.) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:
GR Dr. Wolfgang Leinberger eröffnet als Vorsitzender um 19.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest.

zu 2.) Verkehrsangelegenheiten – Problembereiche, Bürgeranregungen – Beratung und
 
Beschluss:
a) Kurzbericht B1-Ausschusssitzung vom 24.2.2003:
GR Dr. Leinberger berichtet über die letzte B1-Ausschusssitzung, wobei es neben dem aktuellen Stand des Umfahrungsprojektes auch um die Übernahme der bisherigen Bundesstraße gegangen ist.

Zum aktuellen Projektstand sagt er, dass mit heutigem Tag die Grundeinlösungsverhandlungen abgeschlossen wurden.

In weiterer Folge wird die Ausschreibung für den Erkundungsstollen durchgeführt, wobei etwa Ende Juni die ausführende Firma feststehen wird. Mit den Arbeiten wird voraussichtlich im September oder Oktober begonnen und die Bauzeit beträgt in etwa 1 ½ Jahre. Das Material wird beim nördlichen Tunnelportal an den Tag gefördert und in die Fenninger Schottergrube transportiert.

Die nördliche Anbindung erfolgt nach den neuesten Plänen nicht mehr mittels Kreisverkehr sondern durch ein halbes Kleeblatt, weil bei einem Kreisverkehr Rückstauprobleme in den Tunnel nicht auszuschließen wären.

Das heute vorliegende Projekt ist der derzeit gültige Stand, die Gesamtkosten betragen rund 
€ 60.000.000,--.

Ein weiterer wesentlicher Punkt war die Übernahme der jetzigen Bundesstraße. Nach eingehender Diskussion wird folgende Vorgangsweise vorgeschlagen.

Die bisherige Bundesstraße bleibt als Verlängerung der Henndorfer Landesstraße im Eigentum des Landes und mündet bei der nördlichen Einbindung in die neue Bundesstraße 1.

Die Wallersee-Landesstraße wäre von der Gemeinde zu übernehmen, ebenso der „alte Bundesstraßenteil“ im Gemeindegebiet in Eugendorf.

Weiter wurde die Errichtung des Geh- und Radweges von Hankham nach Eggerberg besprochen.

Bürgermeister Eder berichtet über die in den letzten drei Tagen stattgefundenen Ablöseverhandlungen, wobei im Großen und Ganzen Einigkeit erzielt werden konnte. Ein Grundeigentümer hat dabei noch nicht unterschrieben, weil er eine höhere Ablöse möchte. Im Grunde hat auch dieser Eigentümer nichts gegen die Umfahrung.

In zwei bis drei Wochen wird der Bescheid erstellt sein, danach gilt es noch die Berufungsfrist abzuwarten bis der Bescheid rechtskräftig ist.

b) Aufstellung Verkehrsspiegel

Ausfahrt Caspar-Moser-Gasse

Es geht hier vor allem um den Geh- und Radweg, da dieser nicht einsichtig ist. Der Ausschuss sieht hier nicht unbedingt große Vorteile für die Verkehrssicherheit, weil Radfahrer ohnedies auch im Verkehrsspiegel nur sehr schwer zu sehen sind, daher wird dem jetzt nicht entsprochen.

Ausfahrt Berger

Hier geht es ebenfalls hauptsächlich um die Radfahrer, weil diese nicht gut gesehen werden können. Es gelten die gleichen Argumente wie beim vorigen Punkt, daher wird dem auch hier nicht entsprochen.

GR Dr. Leinberger regt an, eventuell auf dem Radweg eine Bodemarkierung aufzubringen, damit auf die Einfahrt hingewiesen wird. Diesbezüglich wird er sich noch erkundigen.

Friembichlweg/Bergstraße

Hier handelt es sich um eine 30 km/h-Zone bzw. um eine Ausfahrt aus Wohnstraßen. Wenn man sich an die Geschwindigkeit hält ist eine Notwendigkeit nicht gegeben. 

Richard-Mayr-Allee/Altentannstraße

Die Argumente sind die gleichen wie oben, daher wird auch diesem Wunsch derzeit nicht entsprochen.

Die gewisse Unsicherheit in solchen Bereichen verringert die Geschwindigkeit und erhöht damit die Verkehrssicherheit.

Die Anträge werden alle einstimmig abgelehnt.

c) Ortsgebiet Hankham – Versetzung Ortstafel, Überholverbot

Seitens betroffener Anrainer wurden folgende Wünsche an die Gemeinde herangetragen:

Fam. Thalhammer, Hankham 18

Versetzung der Ortstafel Richtung Neumarkt bis nach den Wohnobjekten

GR Dr. Leinberger weist in diesem Zusammenhang auf den Geh- und Radweg hin, der demnächst gebaut werden soll. Man soll vielleicht das abwarten.

Laut Bürgermeister Eder wurde dieser Wunsch von Anfang an deponiert, vielleicht gibt es im Zuge des Geh- und Radwegbaues eine neuerliche Möglichkeit. 

Diese Vorgangsweise wird befürwortet.

Maier Johann

Verordnung eines Überholverbotes im Ortsgebiet von Hankham

Der Wunsch eines Überholverbotes im Ortsbereich von Hankham scheint nicht sinnvoll, weil das ohnehin im Ortsbereich nicht erlaubt ist. Dass in der Praxis solche Dinge passieren, stellt man nicht in Zweifel, allerdings würden zusätzliche Verkehrszeichen das auch nicht verhindern.

Der Bürgermeister wäre eher für die Markierung einer Sperrlinie als für neue Tafeln.

GR Dr. Leinberger möchte das bei der Verhandlung über die oben angeführte Ortstafel mit den Behörden besprechen, ob es Möglichkeiten der Erhöhung der Verkehrssicherheit gibt.

GR Kaindl erwähnt die geplante Abbiegespur, dadurch würde seiner Meinung nach die Sicherheit erhöht werden.

zu 3.) 
Dorfgestaltung:
a)
Aufstellung von Werbetafeln mit Wechselbildern an diversen Standorten

Der Wunsch der Aufstellung solcher Werbetafeln wird vermehrt an die Gemeinde heran getragen. Es wäre daher einmal grundsätzlich zu entscheiden, ob solchen Wünschen nahe getreten werden kann.

Verschiedene Standorte, wie EDZ, Dorfcafe oder Eichenweg auf Höhe des Fußgängerüberganges werden diskutiert.

GR Dr. Leinberger hat aus Ortsbildschutzgründen eine größere Skepsis gegenüber solchen Werbemitteln und befürwortet das daher nicht.

GR Thalhammer sieht hier auch Beispielswirkungen, daher sollte man das von Haus aus unterbleiben lassen.

GV Weyrich hat auch verkehrssicherheitstechnische Bedenken und ist daher neben den anderen Argumenten gegen diese Werbemittel.

Der Ausschuss spricht sich aus den genannten Gründen einstimmig gegen die Aufstellung solcher Werbetafeln aus.

zu 4.) Allfälliges:
GV Weyrich regt an, beim Raiffeisenbankparkplatz die Bank für die Buswartenden besser zu kennzeichnen, da beim Einparken oft Schäden auftreten.

GR Kaindl regt an, das Straßenstück zwischen Grabnerbauer und Edt im Rahmen der Straßensanierungen über den Erhaltungsfonds neu zu sanieren.

Bürgermeister Eder sagt, dass dieses Straßenstück nicht durch den Fonds erfasst ist, es wäre daher Sache der Gemeinde.

Großflächige Asphaltierungen durch den Straßenerhaltungsfonds gibt es aber grundsätzlich nicht.

Der Bürgermeister weist auf einige Straßen hin, die dringend sanierungsbedürftig sind, er nennt dazu die Straßen vom Weberbauer zu den Seehäusern. Eine gesamte Lösung mit der Sanierung anschließenden Privatstraße wäre hier vorteilhaft. 

In Enzing und für den Bereich Brechmühle laufen derzeit die Planungen, daher wäre das eventuell im Budget für nächstes Jahr vorzusehen.

GR Thalhammer erwähnt Straßenschäden im Bereich des Gewerbegebietes Hankham durch schwere LKW´s der Firma Bacher.

Hier wäre laut Bürgermeister wichtig, dass die Firma Bacher auch den Einfahrtsbereich mitmachen würde, dann wäre das Problem gelöst.

zu 5.)
Errichtung Geh- und Radweg – Hankham bis Eggerberg – Beratung und Beschluss:

Seitens des Amtes der Salzburger Landesregierung liegt nunmehr die Planung des Geh- und Radweges vor. Dabei ist neben der Errichtung des Geh- und Radweges auch ein Linksabbieger zur Fa. MB-Trans vorgesehen. Die Gesamtkosten belaufen sich auf 
€ 467.000,--, wobei für den Geh- und Radweg vom Land € 124.500,-- beigesteuert werden.

Die Kostenaufstellung wurde den Fraktionsführern in Kopie beigelegt, der Übersichtslageplan wurde zur Verwendung für die Fraktionsbesprechungen im Besprechungsraum aufgehängt.

Bürgermeister Eder erörtert nochmals die Situation. Die Gemeinde Henndorf betreffen ca. 830 m Geh- u. Radweg. In den Gesamtkosten sind die Grundeinlösekosten nicht enthalten. 

Es wäre auch die angeführte Linksabbiegespur vorgesehen. 

GR Herbert Thalhammer ist der Meinung, dass eine Linksabbiegespur nicht notwendig wäre. Allerdings sagt er, dass die Linksabbiegespur schon in früheren Verhandlungen durch die Bundesstraßenverwaltung eingefordert wurde. 

Bürgermeister Eder erklärt dazu, dass es eine Forderung des Landes ist und die Gemeinde sollte im Rahmen des Mobilitätsvertrages zustimmen. Er erörtert aber auch, dass es Landesstraße und nicht Gemeindestraße ist und es ist daher nicht ganz einzusehen, dass nun auf Gemeindekosten eine Linksabbiegespur errichtet werden soll. 

Bürgermeister Eder befürchtet einen Anstieg der Geschwindigkeit durch die Linksabbiege-spur. 

GR Thalhammer Herbert ist der Meinung, dass das mit baulichen Maßnahmen in den Griff zu bekommen wäre.

GR Brandstätter wäre auf längere Sicht gesehen für eine Linksabbiegespur. Vor allem aber auch für den landwirtschaftlichen Verkehr wäre sie von Vorteil. 

GR Theresia Fletschberger schließt sich den Aussagen von Herrn GR Brandstätter an. 

Frau GV Maria Paar ist ebenfalls der Meinung, dass es für die landwirtschaftlichen Fahrzeuge von Vorteil wäre und sie würde daher die Linksabbiegespur begrüßen. Sie möchte wissen, welche Mehrkosten durch die Linksabbiegespur entstehen würden. Bürgermeister Eder erörtert, dass in etwa die Höhe der Förderung für den Radweg und die Kosten der Linksabbiegespur die selben wäre. 

Vizebgm. Seidl meint ebenfalls, dass die Gemeinde dem Bau dieser Linksabbiegespur zustimmen sollte.

GV Schwaiger sagt, dass diese Abbiegespur ohne optische Tempobremse genau so gefährlich werden würde wie die in Enzing. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, dass sich die Gemeinde Henndorf im festgehaltenen Maß am Bau des Geh- und Radweges Hankham-Eggerberg und der damit verbundenen geringfügigen Verlegung der Bundesstraße, sowie an der Errichtung einer Linksabbiegespur, an den Kosten beteiligt. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 6.)
Übernahme von Bundes- und Landesstraßen – Beratung und und Beschluss;

Im Zuge der Verwirklichung der Ortsumfahrung wurde in der letzten Sitzung des Arbeitsausschusses mit den Vertretern des Landes über die zukünftigen Eigentums-verhältnisse der derzeitigen Bundesstraße 1 im Ortsgebiet verhandelt.

Es wurde dabei folgende zukünftige Regelung als sinnvoll erachtet und steht zur Beratung und Beschlussfassung an:

· Die derzeitige Ortsdurchfahrt bleibt als zukünftige Verlängerung der Henndorfer Landesstraße im Eigentum des Landes und endet bei der nördlichen Einbindung in die neue B1.

· Im Gegenzug dazu übernimmt die Gemeinde die derzeitige „Wallersee-Landesstraße“ ab der jetzigen Bundesstraße 1 bis zur Gemeindegrenze Seekirchen in ihr Eigentum.

· Weiter ist die derzeitige Bundesstraße 1 auf Eugendorfer Gemeindegebiet in das Eigentum der Gemeinde Henndorf zu übernehmen, da die Gemeinde Eugendorf die Straße nicht übernimmt.

Diese grundsätzliche Lösung stellt für die Gemeinde nach Meinung der Arbeitsausschusses einen vertretbaren Kompromiss dar, Detailfragen sind ohnehin erst bei der faktischen Durchführung zu erörtern.
N I E D E R S C H R I F T

aufgenommen anlässlich der durch Einzelladungen vom 12. Februar 2003 einberufenen 21. Sitzung des Arbeitsausschusses für die Ortsumfahrung am 24. Februar 2003 um 18:00 Uhr im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Gemeinde Henndorf am Wallersee.

Erledigung:

zu 1.)
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:
Der Vorsitzende, GR Dr. Wolfgang Leinberger, eröffnet die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden, insbesondere die Fachbeamten des Amtes der Salzburger Landesregierung und stellt die Beschlussfähigkeit fest.

zu 2.)
Information über den aktuellen Projektstand durch die Fachbeamten des Landes:

HR DI Andorfer berichtet über die Umlegungsverordnung, die heute bei der Gemeinde eingelangt ist.

Dr. Hittenberger entschuldigt sich für die etwas lange Zeitdauer seit der letzten Arbeitsgruppensitzung, allerdings wollte er konkrete Dinge präsentieren. Jetzt ist man in der glücklichen Lage konkrete Fortschritte im Verfahren inklusive von Terminvorgaben vorzulegen.

Er rekapituliert die Arbeit der letzten Monate. Bei den unmittelbar betroffenen Grundeigen-tümern gibt es grundsätzliche Einigungen, damit steht den weiteren Schritten nichts im Wege.

Auch der Sonderfall Brugger konnte zur Zufriedenheit erledigt werden.

Die übrigen Grundeinlöseverfahren finden von 11. – 13.3.2003 statt. Dabei hofft man, die Verhandlung ohne größere Probleme über die Bühne zu bringen, die Vorgespräche deuten darauf hin.

In weiterer Folge beginnt man mit der Ausschreibung für den Erkundungsstollen. Ende Juni müsste feststehen, wer die Arbeit bekommt. Im September, spätestens im Oktober wird mit dem Bau des Erkundungsstollens begonnen. Die Bauzeit wird rund 1 ½ Jahre betragen, wobei die Ergebnisse für die Ausschreibung des Hauptstollens maßgebend sind. Dieser wird 2005 begonnen werden. Im Jahr 2008 sollte der gesamte Bau abgeschlossen sein, es könnte auch etwas schneller gehen.

Das Material des Erkundungsstollens wird vom Nordportal durch den Ort zur Fenninger Schottergrube transportiert werden, es gibt daher eine gewisse Beeinträchtigung im Ort.

Die bisherigen Verfahren erläutert Dr. Hittenberger, die noch ausständigen sind alle im Laufen.

In Detailpunkten hat sich das Projekt noch verändert. Speziell die Anbindungen wurden im Detail behandelt, wobei im Norden kein Kreisverkehr mehr errichtet wird, um einen Stau in Richtung Tunnel zu verhindern. Im Süden wurde der Kreisverkehr, der zweispurig ausgeführt wird, beibehalten. Es gibt nach den letzen Berechnungen keine Probleme durch einen möglichen Rückstau in den Tunnel.

Der dritte Bereich in Eugendorf wurde ebenfalls geklärt, dabei wurden die Wünsche so weit es geht berücksichtigt und es müsste der Knoten gefahrlos funktionieren.

Der Aspekt der Sicherheit wurde beim Erkundungsstollen ausgeweitet, es gibt nunmehr zwei Portale. Daraus ergibt sich eine Verlängerung, aber sicherheitsmäßig wird dadurch das derzeit Beste geboten. 

GR Dr. Leinberger dankt für die Ausführungen und die interessanten technischen Details. Er fragt bezüglich des Ausschreibungsverfahrens nach.

Dr. Hittenberger sagt, es wird EU-weit ausgeschrieben, wer schlussendlich zum Zuge kommt, wird die Auswertung ergeben.

Vizebürgermeister Seidl fragt bezüglich der Höhe der Gesamtkosten.

Die Schätzungen liegen laut Dr. Hittenberger bei rund € 60.000.000,-- für das Gesamtprojekt.

Die Tunnelwarte wird ferngesteuert, der Standort steht noch nicht fest, das Betriebsgebäude an sich wird vor Ort sein.

GR Ebner fragt bezüglich der Grundeinlösungen, ob es stimmt, dass die Anbindung in Eugendorf noch nicht fixiert ist.

Dr. Hittenberger berichtet über den Stand der Verhandlungen, es werden alle gleich behandelt. Natürlich gibt es zwischen den Ablösegründen Unterschiede, allerdings wird Gleiches gleich behandelt. Beim Preis gibt es derzeit keinen Verhandlungsspielraum mehr, man hat den höchst möglichen und auch noch vertretbaren Preis geboten. Man ist sicherlich eher großzügig vorgegangen, es gibt allerdings auch Grenzen. Die nochmalige Schätzung durch gerichtliche Sachverständige steht nach wie vor Jedem offen, allerdings kann das auch eine Reduzierung hervorrufen.

Laut Ing. Vlasak gibt es gegen Art und Umfang des Projektes keinen gravierenden Einwand, bei den Grundpreisen ist allerdings noch keine endgültige Einigung erzielt worden.

Über die Detailgespräche mit den Grundeigentümern wird berichtet. In technischer Hinsicht gibt es derzeit keine Differenzen mehr.

GR Kaindl fragt, ob Grundeigentümer noch eine Verzögerung bewirken können. 

Wenn es eine reine Kostenfrage ist, und nur mehr um solche Differenzen geht es, dann wird man sich sicherlich einigen. Das hindert den Lauf des Projektes nicht mehr. Falls jemand grundsätzlich gegen das Projekt ist, könnte es noch zu einer Verzögerung kommen, allerdings gibt es diesbezüglich keine Anzeichen. Die weiteren Verfahren sind Sache der Behörde und daher auch von der Zeit her von diesen bestimmbar.

GR Thalhammer fragt, was der heute einige Male erwähnt § 4 bedeutet.

Das ist laut HR DI Andorfer im internen Sprachgebrauch die sogenannte Trassenverordnung, die jetzt erlassen wurde.

Die Höhe der Ablösepreise wird diskutiert, wobei allgemein der für die Grundeigentümer bezahlte Preis als sehr großzügig erachtet wird.

GV Düh fragt wegen der Anpassung der Tunnelsicherheit an den technischen Stand nach.

Dr. Hittenberger sagt dazu, es wird jeweils der Stand der Technik zum Zeitpunkt der Errichtung ausgeführt.

Der heute vorliegende Plan ist der letztgültige Stand, wobei der Haupttunnel 2150 m betragen wird. Bei der Be- und Entlüftung hat sich gegenüber dem Vorprojekt keine Änderung ergeben.

Vizebürgermeister Seidl fragt, ob der Verkehr durch den Tunnelaushub maßgeblich merkbar mehr wird. Das wird laut Ing. Vlasak den Verkehr nicht merklich erhöhen. Der Baustellenablauf obliegt zum Großteil der bauausführenden Firma.

Vom Erkundungsstollen wird das ganze Material zur Schottergrube nach Fenning gefahren. Erst das notwendige Material für die Verfüllung im Portalbereich wird am Ende nicht mehr weggefahren.

Technische Einzelheiten, wie die Tunnelentwässerung, die Reinigung der anfallenden Wässer etc. werden erörtert und von den Fachleuten erklärt.

Erörterung der Übernahme der „B1 – alt“:

DI Heimer sagt, dass man 3 km neue Straße dazu bekommt. Für ihn stellt sich die Frage, welche Straße bekommt man weg. Er erörtert einige Möglichkeiten, die bereits einmal diskutiert wurden. Dies sollte nach Möglichkeit vor dem Bau geregelt werden und nicht nachher.

HR DI Andorfer berichtet über die Vorgespräche, wobei die Gemeinde die Wallersee-Landes-straße übernehmen könnte und das Land die Ortsdurchfahrt behält. Probleme gibt es im Eugendorfer Bereich, weil die Gemeinde Eugendorf kein Interesse an einer Übernahme hat. Der Grund liegt unter anderem auch an der Entwicklung des Projektes. Eine Übernahme durch Privateigentümer wie das Gasthaus Gersbach wird nicht angestrebt und auch nicht erreichbar sein.

Für Bgm. Eder ist es klar, dass die Gemeinde Henndorf die Wallersee-Landesstraße übernehmen wird. Er hat auch kein Problem, wenn man die Straße in Eugendorf übernimmt. Einzige Sorge ist für ihn die Brücke über den Gersbach, hier könnten für die Gemeinde Henndorf in Zukunft hohe Kosten entstehen.

GR Kaindl fragt, ob die Henndorfer Landesstraße, die nach Thalgau führt, Vorrangstraße würde.

Das ist laut DI Heimer nach einer baulichen Veränderung durchaus vorstellbar.

Es würde dann die Ortsdurchfahrt ein Teil der Henndorfer Landesstraße werden und bei der Einmündung in die neue B1 enden.

Vizebürgermeister Seidl schließt sich der Sorge von Bgm. Eder bezüglich der Brücke an.

DI Andorfer erklärt, es gibt eine letztmalige Instandsetzung der übergebenen Straßen und damit auch der erwähnten Brück. Auch einen Instandsetzungsbeitrag kann man sich vorstellen, hier wird man eine gemeinsame Lösung finden. 

Der Wunsch des Landes wäre die Landesstraße durch den Ort bis zum Kreisverkehr nach Thalgau als Landesstraße zu erhalten, die Gemeinde soll die Wallersee-Landesstraße und die Straße in Eugendorf übernehmen.

Er weist darauf hin, dass die Gemeinde Henndorf sehr großzügig behandelt wurde, bei neuen Umfahrungen sind bei den Grundablösen auch durch die Gemeinden Beiträge von bis zu 50% erforderlich.

DI Heimer berichtet über die Kostenbeiträge zur Erhaltung von Landesstraßen L, wie sie nunmehr durch den Ort gehen soll. Pro Kilometer und Jahr sind hier ca. € 3.300,-- zu bezahlen.

Bezüglich des Radweges von Eugendorf kommend wirft er die Frage auf, ob der Radweg bereits mitausgeführt werden soll.

Das müsste laut Meinung des Arbeitsausschusses an und für sich mit dem vorhandenen Grund machbar sein und mit dem Bau miterrichtet werden.

Bgm. Eder sieht aber nicht ein, dass die Gemeinde Henndorf den Radweg für die Gemeinde Eugendorf baut. Dass er sinnvoll ist, steht außer Zweifel, aber bei den Kosten muss die betroffene Gemeinde herangezogen werden.

Zum Radweg Hankham sagt DI Heimer, dass der Bereich zwischen Paar und Eggerberg sehr viel Geld kostet. Die Gesamtkosten betragen rund € 500.000,--, wobei der Bund ca. € 150.000,-- bezahlen würde. Im Projekt ist ein Linksabbieger beim Firmengelände Bacher vorgesehen, der ursprünglich bei einer Umfahrung von Hankham nicht mehr erforderlich gewesen wäre.

Über die Notwendigkeit des Linksabbiegers beim Gewerbegebiet in Hankham wird eingehend diskutiert.

HR DI Andorfer berichtet über die Problematik des Landesbudgets mit dem Umfahrungsbau Henndorf, daher ist leider Hankham in die Ferne gerückt. Man muss daher sehr vorsichtig sein, damit nicht noch einmal das Hauptprojekt in Frage gestellt wird. 

Im neuen Projekt sind kaum noch Grundeinlösungen notwendig, die Straße würde auf die andere Seite, auf der noch Bundesstraßengrund vorhanden ist, verlegt, berichtet Bürgermeister Eder.

Über Details, wie Hausausfahrten etc. wird eingehend diskutiert.

GR Düh fragt, ob es für einen Radweg eine Bedarfserhebung gibt.

Laut DI Heimer wird der Radweg benutzt, wenn ein Angebot besteht, eine Bedarfserhebung hätte daher wenig Sinn.

Für Bürgermeister Eder ist auch der Sicherheitsaspekt für die Fußgänger ein wesentlicher Aspekt, der bei einer Entscheidung auch zu berücksichtigen ist.

GR Dr. Leinberger ist auch nicht nur positiv eingestellt, aber es wird die Sicherheit erhöht und die Infrastruktur z.B. als Zubringer für den öffentlichen Verkehr wird dadurch auch verbessert.

GR Thalhammer ist der Gehweg wichtiger als der Radweg, ein Kind kann zum Beispiel von Hankham nicht zu Fuß oder mit dem Rad den Ort erreichen.

Laut DI Andorfer soll ein Gemeinderatsbeschluss über die heute besprochenen Angelegenheiten herbeigeführt werden. Die Unterlagen werden vom Land dementsprechend aufbereitet.

Bürgermeister Eder berichtet über den Wunsch der Anrainer, die von der Bestandsaufnahme über dem Tunnel betroffen sind, eine Informationsveranstaltung zu organisieren.

Die Gemeinde erhält dafür eine Liste der Betroffenen und koordiniert dann die Termine.

GR Dr. Leinberger fragt, ob noch einmal eine Publikumsveranstaltung über das gesamte Bauvorhaben für die Bevölkerung vorgesehen ist. Er würde eine solche befürworten, weil auch auf die Umstände während des Baues hingewiesen werden kann. Er sieht in dem Bauvorhaben auch eine wirklich historische Dimension für den Ort, auch das soll damit unterstrichen werden.

Ing. Vlasak kann sich eine solche Veranstaltung durchaus vorstellen, etwa ein Monat vor Baubeginn wäre das sinnvoll, weil man dann wirklich konkrete Dinge präsentieren kann.

Die Veranstaltung soll in der VS-Turnhalle abgehalten werden.

GR Dr. Leinberger bedankt sich für die Informationen und schließt die Sitzung.

Der Bürgermeister teilt mit, dass im Rahmen der Grundeinlöseverhandlung noch eine Forderung aufgetaucht ist und zwar handelt es sich um den Weg von der Fa. Lutz Richtung Flöckner. Dieser Weg würde dann zur Sackgasse und Herr Flöckner möchte den Rest des Weges in sein Eigentum übernehmen. Der Weg geht direkt durch seine Wiese und ist noch als Gemeindeweg ausgewiesen.

Der Bürgermeister stellt den Antrag, den vorgeschlagenen Straßenübernahmen im Rahmen der Ortsumfahrung zuzustimmen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 7.)
Grundverkauf Pz. 2165/5, KG Henndorf – Beratung und Beschluss:

Die Ehegatten Matthias und Renate Maxbauer sind Eigentümer des Grundstückes 2165/23, das direkt an das Grundstück 2165/5 angrenzt und welches sie erwerben möchten. Ursprünglich ist das Grundstück nach Aussage der Ehegatten Maxbauer für Parkplätze eines weiteren Bauabschnittes in der Eichensiedlung vorgesehen gewesen. Da die Bebauung des heutigen Birkenweges gegenüber der ursprünglichen Planung abgeändert wurde, wird das Grundstück für den damals vorgesehenen Zweck auch in Zukunft nicht benötigt. Aus diesem Grund möchten sie das Grundstück erwerben. Es handelt sich dabei um ca. 55 m², welche zu einem ortsüblichen Preis von € 150,--/m² zuzüglich den anfallenden Nebenkosten verkauft werden soll.

Den Fraktionsführern wurden die planliche Unterlage dem Amtsbericht beigelegt.

GR Thalhammer ist für den Verkauf, wenn die Gemeinde dieses Grundstück nicht benötigt. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag dem Verkauf des Grundstückes 2165/5 zu einem 

Preis von € 150,--/m² an die Familie Maxbauer zuzustimmen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 8.)
Wasserverband Plainfeld – zukünftige Beteiligung – Beratung und Beschluss:

Der Wasserverband Plainfeld beabsichtigt bekanntlich für die zukünftige Versorgungssicherheit der Mitgliedsgemeinden neue Quellen zu erschließen. Im Zusammenhang mit den dabei anfallenden Investitionen wurden die Anteile an der Genossenschaft nach den Bezugsrechten und dem tatsächlichen Bedarf ermittelt.

Unsere Gemeinde ist derzeit mit einem Bezugsrecht von 5 l/s am Wasserverband beteiligt. Im Gegensatz dazu liegt der tatsächliche durchschnittliche Verbrauch der letzten Jahre bei 0,2 l/s. Auf Grund dieser Differenz ist zu überlegen, mit welchem Anteil unsere Gemeinde in Zukunft am Wasserverband beteiligt ist. Bei einer Vorstandssitzung wurde von einem zukünftigen Anteil von 3 l/s ausgegangen, weil damit die erforderliche Versorgungssicherheit noch gegeben wäre und gleichzeitig die Kostenanteile unserer Gemeinde dementsprechend reduziert würden. Der tatsächliche Bedarf der letzten Jahre würde sogar eine weitere Reduzierung rechtfertigen, über die zukünftigen Anteile wäre daher zu beraten und zu beschließen.

Bürgermeister Eder erörtert die Kosten der geplanten Investition, diese belaufen sich auf

ca. € 1.000.000,--. 

Unser tatsächlicher Bedarf ist bis jetzt nicht sehr hoch. Im Gegensatz zur Gemeinde Eugendorf, die einen wesentlich höheren Bedarf hat als die Beteiligung derzeit ausmacht. 

Es stellt sich die Frage, ob die Gemeinde ihr Bezugsrecht auf 3 l/s vermindern sollte.

Durch diese Bezugsrechtverminderung würden auch die Beteiligungskosten geringer. 

GR Strumegger erörtert, dass er bei den damaligen Verhandlungen, als sich die Gemeinde Henndorf a.W. mit 5 s/l beteiligt hat, dabei war.

Er wäre ebenfalls für eine Verminderung, da wir derzeit einen Verbrauch von 0,2 l/s haben. 

GV Schwaiger fragt an, welche Einsparung uns bei einer dementsprechenden Verminderung erwarten würde. Dies soll noch genau berechnet werden. 

GR Herbert Thalhammer sagt, dass die Kostenaufteilung wie sie derzeit gehandhabt wird ungerecht ist. 

Dazu gibt Bürgermeister Eder noch genaue Erörterungen. Da die alten Darlehen jetzt getilgt sind, gibt es für die Neuaufteilung neue Berechnungen. 

Durch diese Neuberechnung entsteht mehr Gerechtigkeit an der Kostenbeteiligung. 

GV Weyrich fragt, ob wir vielleicht nicht mit 1 l/s das Ausreichen finden würden. 

Bürgermeister Eder sagt, dass man derzeit nicht weiß, wie viel wir brauchen würden, wenn unser Tiefbrunnen ausfallen würde. 

Nach eingehender Diskussion ist die allgemeine Tendenz für eine Beteiligung von 3 l/s. 

GR Thalhammer Herbert sagt, dass man damals in Plainfeld angeschlossen hat, um für den Fall, dass unser Tiefbrunnen nicht mehr so leistungsfähig ist, gerüstet zu sein. Er meint, dass die Gemeinde mit der Reduzierung vorsichtig sein sollte. Für ihn wären 3 l/s die unterste Grenze. 

GV Ing. Aschenberger fragt, wie es rechtlich aussehen wird. Bürgermeister Eder erörtert das Beispiel Eugendorf, die mit ihrem Bedarf wesentlich höher liegen als mit ihrer Beteiligung. 

GR Strumegger weist noch darauf hin, dass unser Wasser mit dem Wasser von Plainfeld mischbar ist. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, dass sich die Gemeinde Henndorf a.W. in Zukunft beim Wasserverband Plainfeld mit 3 l/s beteiligen soll. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 9.)
Subventionsansuchen Trachtenmusikkapelle Henndorf – Beratung und Beschluss:

Wie aus den Budgetberatungen für das laufende Jahr bekannt ist, hat die Trachtenmusik-kapelle um Unterstützung für das Jubiläumsfest 2004 angesucht. In diesem Zusammenhang ist eine völlige Neueinkleidung der Ortsmusik erforderlich, da die jetzige Tracht aus dem Jahr 1963 stammt. Auch ein größerer Bedarf an neuen Instrumenten steht ins Haus und soll bis zum 375-jährigen Jubiläum angeschafft werden. Für die Gesamtanschaffungen liegt ein Subventionsansuchen in der Höhe von € 75.000,-- vor.

In einer Besprechung mit dem Vorstand der Trachtenmusikkapelle und in Beratungen der Gemeindevorstehung wurde nunmehr folgender Vorschlag für eine Unterstützung erarbeitet.

Für die Neueinkleidung werden seitens der Gemeinde einmalig € 50.000,-- und für den erforderlichen Instrumentenankauf werden einmalig € 10.000,-- an Subvention gewährt. Über diesen Vorschlag wäre zu beraten und allenfalls ein Beschluss zu fassen.

GV Sommerer fragt, ob diese Summe im Budget vorgesehen wurde. Dies verneint Bürgermeister Eder.

GV Mag. Eisl ist nicht grundsätzlich dagegen, aber die Vorgangsweise stört sie etwas. 

Bgm. Eder erörtert, dass die Musik das Subventionsansuchen bereits im November eingebracht hat. Im Gemeindevorstand wurde dann beraten dies noch zurückzustellen, da ein Führungswechsel bei der Musik bevorstand und die Gemeinde noch nicht genau wusste wie es in Zukunft weitergehen würde. 

Der Bürgermeister sagt weiters, dass die Subvetnion im Wesentlichen aus Verstärkungsmittel abgedeckt werden könnte. Es wäre aber auch aus Rücklagenentnahmen möglich. 

Vizebgm. Seidl sagt, dass ein Hauptgrund des Aufschubes die Vorankündigung für das Fest 2004 war. Aber da dies eine gewisse Anlaufzeit brauch, ist es bereits heuer notwendig geworden. Er wäre für die Subvention, denn die Trachtenmusikkapelle ist ein Aushängeschild des Ortes. 

Der Bürgermeister erörtert, dass die Bezahlung erst im Herbst 2003 erfolgen soll. Die Musikkapelle braucht natürlich eine Zusage, damit die neue Kleidung bestellt werden kann, da die Tracht bereits im Jänner 2004 fertiggestellt sein muss. 

GV Sommerer fragt, ob die  € 50.000,-- ohne Unterlagen ausbezahlt werden. 

Bürgermeister Eder erklärt dazu, dass es Kostenvoranschläge gibt. Eine Tracht kostet für eine Person ca. € 1.200,--, daher kann der Finanzbedarf leicht ermittelt werden. 

GV Ing. Aschenberger fragt, ob es eine gesetzliche Verpflichtung gibt für eine Kapelle zu sorgen. 

Er ist grundsätzlich nicht für die Förderung eines Erwachsenenhobbys. Er wäre natürlich für die Jungendförderung. Er würde gerne wissen, umgerechnet auf die Person, welchen Beitrag die Gemeinde bezahlt und was jeder Musiker selbst dazu beiträgt. 

Bürgermeister Eder gibt dazu einige detaillierte Auskünfte über die Kosten. 

Er hat sich auch bei anderen Gemeinden über die Kostenbeteiligung erkundigt. 

GR Johann Ebner ist selbst Mitglied bei der Trachtenmusikkapelle und gibt noch einige Ausführungen dazu. 

GV Maria Paar stört es, dass Herr GV Ing. Aschenberger die Trachtenmusikkapelle als Hobby bezeichnet, denn sie sieht es als gewisse Verpflichtung für einen Ort. Es ist ein Traditionsverein und eine Unterstützung seitens der Gemeinde sieht sie sehr wohl als gerechtfertigt. 

GR Theresia Fletschberger sagt, die Musikkapelle ist eine totale Bereicherung für unseren Ort. Die Gemeinde macht sich die Entscheidung sicherlich nicht leicht. Es muss auch die Musik selbst viel dazu beitragen. Es ist schon Hobby, aber auch eine große Belastung für den einzelnen Musiker.

Eine Musikkapelle, die bereits 375 Jahren besteht gibt es selten und das Niveau unserer Musik hat sich sehr gesteigert. Sie spricht sich daher für eine Subvention aus. 

GV Weyrich sagt, dass er selbst vorerst auch Bedenken hatte, allerdings ist er eines besseren belehrt worden und er glaubt, dass dem Ort diese Unterstützung wert sein sollte. 

GR Kaindl sagt, dass seine Fraktion für die Subvention ist. 

GV Strumegger fragt, ob die graue Tracht weiterhin verwendet wird. 

Lt. GR Ebner wurde diese Tracht damals selbst finanziert, sie hat seinerzeit S 5.800,--/Person gekostet.

Der Bürgermeister sagt abschließend, dass man diese Förderung gewähren sollte, da es sehr wertvoll ist, wenn die jungen Leute noch musizieren. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, der Trachtenmusikkapelle eine einmalige Subvention in der Höhe von € 50.000,-- für die Neueinkleidung und € 10.000,-- für den Instrumentenankauf

zu genehmigen. Die Finanzierung erfolgt aus einer Rücklagenentnahme. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

10.) Information über Beschlüsse der Gemeindevorstehung;

In der letzten Sitzung des Gemeindevorstandes am 10.3.2003 wurde folgende Tagesordnung behandelt:

1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2. Wasserversorgung - Servicevertrag UV-Anlagen – Beratung und Beschluss;

3. Energieoptimierung – Erörterung Grobanalyse – Beratung und Beschluss;

4. Steuern und Abgaben – Ansuchen um Nachlass – Beratung und Beschluss;

5. Personelles – Beratung und Beschluss;

6. Allfälliges;

Bürgermeister Eder erörtert die behandelten Tagesordnungspunkte. 

11.) Allfälliges:

Bürgermeister Eder bedankt sich bei Frau GV Maria Paar für die ausgezeichnete Organisation des Gesundheitstages. 

Er gibt noch einige Sitzungstermine bekannt. 

geschlossen : 19.00 Uhr

gelesen, genehmigt, gefertigt:






gez. Bürgermeister Rupert Eder






gez. Vizebgm. Walter Seidl






gez. alle anwesenden Gemeindevertretungsmitglieder

F.d.R.d.A.

